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Parzellen Nrn. 2851, 2901 und 2336 mittels einer Unterführung zu queren. Die Ge-

meinde liess ein entsprechendes Bauprojekt ausarbeiten, welches dem Gemeindevor-

stand anfangs Januar 2021 unterbreitet wurde. Der Vorstand hiess das Projekt ein-

stimmig gut und beschloss, das Baubewilligungsverfahren möglichst rasch einzuleiten. 

Schliesslich sollte die neue Unterführung möglichst noch vor dem nächsten Winter in 

Betrieb genommen werden. Mit Beschluss vom 1. Februar 2021 beantragte der Ge-

meindevorstand La Punt-dals-Fidels den Stimmberechtigen, für den Bau der Unterfüh-

rung einen Objektkredit in der Höhe von 1.1 Millionen Franken zu genehmigen. Gleich-

zeitig beschloss der Vorstand, das Kreditbegehren statt der Gemeindeversammlung 

der Urnengemeinde zu unterbreiten. Dieser Beschluss wurde am 4. Februar 2021 im 

amtlichen Publikationsorgan der Gemeinde, im «Fögl uffizial regiunal», veröffentlicht. 

Nachdem die Stimmberechtigten der Gemeinde La Punt-dals-Fidels den Baukredit an 

der Urnenabstimmung vom 7. März 2021 mit einer Ja-Mehrheit von fast 72 Prozent. 

Genehmigt hatten, wurde das Bauprojekt für eine Unterführung am 1. April 2021 im 

«Fögl uffizial regiunal» amtlich publiziert. Die Veröffentlichung enthielt den Hinweis, 

dass das Bauprojekt wegen Ostern ab dem 6. April 2021 auf der Gemeindeverwaltung 

während der üblichen Öffnungszeiten eingesehen werden könne. 

Ebenfalls im Februar 2021 informierte der Vorstand der Gemeinde La Punt-dals-Fidels 

den Bürgerrat der Bürgergemeinde La Punt-dals-Fidels schriftlich über das Bauvorha-

ben. Denn gestützt auf eine Vereinbarung zwischen der politischen Gemeinde und der 

Bürgergemeinde aus dem Jahr 1988 steht der politischen Gemeinde zwar die Nutzung 

von Parzelle Nr. 2901 zu; das Grundstück befindet sich aber im Eigentum der Bürger-

gemeinde. Die beiden anderen Parzellen Nrn. 2851 und 2336 stehen im Eigentum der 

politischen Gemeinde. Der Bürgerrat beschloss am 23. Februar 2021, die Genehmi-

gung den geplanten Bau der Unterführung der Bürgerversammlung zu unterbreiten 

und zur Annahme zu empfehlen. An der Bürgergemeindeversammlung vom 19. März 

2021 setzten sich insbesondere Gian Camichel und seine erwachsenen Kinder Selina, 

Andrina und Duri gegen das Bauvorhaben ein. Als Eigentümer des Landwirtschafts-

betriebes auf Parzelle Nr. 2850 gehe ihnen wertvolles Weideland verloren, da sie ihre 

Tiere seit Jahren auf den Parzellen Nrn. 2851 und 2901 weiden lassen konnten. In der 

Folge lehnte die Bürgergemeindeversammlung die Genehmigung der Unterführung 

mit 10 zu 12 Stimmen ab. Der Beschluss der Bürgerversammlung vom 19. März 2021 

wurde der politischen Gemeinde mit Schreiben vom 22. März 2021 mitgeteilt; zudem 

wurde der Beschluss am 23. März 2021 im «Fögl uffizial regiunal» veröffentlicht.  

Heute kommt Petra Caduff, die Präsidentin der politischen Gemeinde La Punt-dals-

Fidels zu ihnen und sucht Rat. Leider sei kein Mitglied des Gemeindevorstandes Bür-

ger*in von La Punt-dals-Fidels, so dass niemand aus dem Vorstand an der Bürgerver-

sammlung habe teilnehmen können. Der Bürgerrat von La Punt-dals-Fidels habe nicht 

nur mitgeteilt, dass die Versammlung die Zustimmung zum Bauvorhaben abgelehnt 
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3. Hilfsmittel 
 

Von den Kandidat*innen mitgebracht: 

Bundesrecht: 
-  Bundesverfassung (BV; SR 101) 

-  Zivilgesetzbuch (ZGB; SR 210) 

-  Schweizerische Zivilprozessordnung (ZPO, SR 272) 

-  Raumplanungsgesetz (RPG; SR 700)  

-  Raumplanungsverordnung (RPV; SR 700.1) 
 
 

Kantonales Recht: 
-  Kantonsverfassung (KV; BR 110.100) 

-  Gesetz über die Einteilung des Kantons in Regionen (BR 110.200) 

-  Gerichtsorganisationsgesetz (GOG; BR 173.000) 

-  Gemeindegesetz (GG, BR 175.050) 

-  Einführungsgesetz zur Schweizerischen Zivilprozessordnung (EGzZPO; BR 320.100) 

-  Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege (VRG; BR 370.100) 

-  Kantonales Raumplanungsgesetz (KRG; BR 801.100) 

-  Kantonale Raumplanungsverordnung (KRVO; BR 801.110) 

-  Enteignungsgesetz (EntG; BR 803.100) 

-  Enteignungsverordnung (EntV; BR 803.110) 

 
 
Mit den Prüfungsunterlagen zur Verfügung gestellt: 

- Vereinbarung zwischen Politischer Gemeinde und Bürgergemeinde vom 16. De-
zember 1988 (Auszug) 

- allgemeiner Kartenausschnitt (1:2500) (Übersicht) 

- Kommunales Baugesetz (Auszug) 

- Zonenplan der Gemeinde 1:1000 (Ausschnitt, mit Legende) 

- Genereller Erschliessungsplan (Teil Verkehr, Ausschnitt mit Legende) 

- Baueingabe (Situationsplan 1:500, Situationsplan 1:250, Querprofile 1:100, Längs-
profil 1:250) 

- Auszug aus dem Gemeindegesetz für den Kanton Graubünden vom 28. April 1974 
(v.a. Art. 27-37, Art. 77-82 und Art. 103 aGG) 

 



Öffentliche Beurkundung 

 

 

 

VEREINBARUNG 

 

 

zwischen 

 

 

der Politischen Gemeinde La Punt-dals-Fidels, 7599 La Punt-dals-Fidels, vertreten durch 

den Präsidenten und den Aktuar, 

 

und 

 

der Bürgergemeinde La Punt-dals-Fidels, 7599 La Punt-dals-Fidels, vertreten durch den 

Präsidenten und den Aktuar, 

 

 

über die Ausscheidung des der Bürgergemeinde La Punt-dals-Fidels gemäss Art. 79 des Ge-

meindegesetzes des Kantons Graubünden vom 28. April 1974 zustehenden Eigentums im 

Sinne von Art. 103 Abs. 1 GG sowie über die Zustimmung zu Rechtsgeschäften im Sinne von 

Art. 37 GG. 

 

 

Ingress 

 

Gemäss Art. 103 Abs. 1 Schlussbestimmungen zum Gemeindegesetz (GG) vom 28.04.1974 

waren die Bündner Gemeinden gehalten, bis zum 30.6.1984 eine rechtsgenügliche Ausschei-

dung des der Bürgergemeinde gemäss Art. 79 GG zustehenden Eigentums vorzunehmen. Bis 

zu diesem Datum nicht der Bürgergemeinde zuerkanntes Eigentum gehört aufgrund der ge-

setzlichen Regelung von Art. 103 Abs. 1 und Art. 28 GG der Politischen Gemeinde. Eine 

rechtsgenügliche Vermögensausscheidung hat bis heute noch nicht stattgefunden. Zwar hat 

die Gemeindeversammlung vom 26.4.1984 ohne Gegenstimme beschlossen, der Bürgerge-

meinde das ihr zustehende Eigentum am Nutzungsvermögen zu überschreiben. Dieser Be-

schluss wurde jedoch bis heute nicht vollzogen, weshalb er auch keinerlei direkte Auswirkun-

gen auf die heutige Eigentumsordnung in der Gemeinde La Punt-dals-Fidels zeitigen kann. 

Um das Versäumte nun aber doch noch nachzuholen, treffen die Parteien im Rahmen einer 

öffentlichen Urkunde die nachstehende Vereinbarung: 
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I. Eigentum der Bürgergemeinde 

 

1. Die auf beiliegender Liste A aufgeführten Grundstücke, welche Nutzungsvermögen der 

Gemeinde bilden, gehen ins Eigentum der Bürgergemeinde über. 

 

2. Die Verwaltung der auf dieser separaten Liste aufgeführten Grundstücke erfolgt durch die 

Politische Gemeinde, welche als Gegenleistung für die Verwaltung die gesamten Nut-

zungserträge erhält. 

 

Die Nutzung steht ebenfalls der Politischen Gemeinde zu; diese ist namentlich auch be-

rechtigt, Nutzungsvermögen für die Infrastruktur der Gemeinde und für andere öffentliche 

Anlagen in Anspruch zu nehmen; der Bürgerrat ist entsprechend zu begrüssen.  

 

3. Für die Gewährung der Nutzungen erhebt die Gemeinde Nutzungstaxen, und zwar im 

Sinne von Art. 33 GG. 

 

4. Für die Veräusserung der auf der Liste A aufgeführten Grundstücke ist allein die Bürger-

gemeinde zuständig; sie hat jedoch vorgängig die Politische Gemeinde entsprechend zu 

begrüssen. Allfällige Veräusserungserlöse fallen indessen in das Bodenerlös-Konto, das 

in der Regel zur Beschaffung von Realersatz dient und für die Verbesserung von Alpen, 

Weiden und Heimbetrieben bestimmt ist. Das Bodenerlös-Konto wird von der Politischen 

Gemeinde verwaltet. 

 

Dem Bodenerlös-Konto dürfen Mittel, die aus der Veräusserung genannter Liegenschaf-

ten stammen, nur aufgrund eines übereinstimmenden Beschlusses der zuständigen Or-

gane der Politischen und der Bürgergemeinde entnommen werden. Über die übrigen Mit-

tel entscheidet die Politische Gemeinde alleine. 

 

 

II. Eigentum der Politischen Gemeinde 

 

Sämtliche übrigen Grundstücke, welche noch nicht auf den Namen der Bürgergemeinde im 

Grundbuch eingetragen sind, bleiben Eigentum der Politischen Gemeinde, gemäss beiliegen-

der Auflistung; Liste B. 

 

 

III. Zustimmungsbedürftige Geschäfte 

 

1. Beschlüsse über Veräusserung, Verpfändung und dauernde Belastung der nachstehen-

den Grundstücke, welche ursprünglich zum Nutzungsvermögen der Gemeinde gehört ha-

ben, nun aber Finanzvermögen bilden und der Politischen Gemeinde gehören, bedürfen 

der Zustimmung der Bürgergemeinde. 
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Öffentliche Beurkundung 

 

Es wird öffentlich beurkundet, dass die vorliegende Vereinbarung mit den Listen A und B die 

Willensäusserung der Parteien enthält. 

 

Die Urkunde wurde von den Herren Jon Plouda, Präsident, und Claudio Fritz, Aktuar, für die 

Politische Gemeinde La Punt-dals-Fidels sowie den Herren Pierino Godly, Präsident, und Men 

Duri Camichel, Aktuar, für die Bürgergemeinde La Punt-dals-Fidels, vor mir zur Kenntnis ge-

nommen, genehmigt und unterzeichnet. 

 

 

7598 Plaun, 16. Dezember 1988, 1130 Uhr 

 

Grundbuchamt Plaun 

 

gez. Christian J. Trippel 

Christian J. Trippel, Grundbuchverwalter 

 

 

 

 

Eingetragen im Grundbuch  La Punt-dals-Fidels 

auf Blatt Nr.  siehe vorne 

am 16. Dez. 1988 

Der Grundbuchverwalter 

 

gez. Christian J. Trippel 

Christian J. Trippel, Grundbuchverwalter 
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Baugesetz 
der Gemeinde  

La Punt-dals-Fidels 
 

 
 
 

vom 18. November 2010 
(in Kraft seit 24. Mai 2011) 

 
 

(Auszug) 
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Art. 114 Inkrafttreten 
1 Das vorliegende Baugesetz tritt nach Annahme durch die Gemeinde mit der Genehmigung durch die 
Regierung in Kraft.  
2 Seine Bestimmungen sind auf alle Baugesuche und Planungen anwendbar, die im Zeitpunkt des In-
krafttretens des Baugesetzes noch nicht bewilligt oder genehmigt sind.  
3 Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes gelten sämtliche widersprechenden früheren Vorschriften der 
Gemeinde, insbesondere das Baugesetz 2007/2008, als aufgehoben.  

 

 

Also beschlossen an der Gemeindeversammlung vom 18. November 2010  

Von der Regierung des Kantons Graubünden genehmigt am 24. Mai 2011 (RB 476) 
 
 
 
Der Präsident Der Gemeindeschreiber  

gez. M. Schmid P. Thöny 

Martin Schmid Peter A. Thöny 
 
 
 








































